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Vorwort

Wolfgang Luplow 
Geschäftsführer AWO RV Brandenburg Süd e.V.

Sehr geehrter Herr Dusel, sehr geehrte Frau Seibert, 
liebe Gäste und MitarbeiterInnen aus den Einrichtungen 
und Diensten der AWO in Brandenburg,

ein ganz herzliches Willkommen zu unserem Fachtag 
„Alles inklusive – Wir sind auf dem Weg?!“.

Tolstoi sagte einmal: „Ein großer Gedanke kennt keine 
Grenzen“.

Und so frage ich: was ist Inklusion?  Eine fixe Idee? Ein 
Gedanke? Oder eine Lebenseinstellung?

Wir sind der Meinung, dass all das, was mit Inklusion zu 
tun hat, eigentlich eine Selbstverständlichkeit ist – und 
wenn man genau darüber nachdenkt, dann ist es bedau-
erlich, dass wir diese Selbstverständlichkeit diskutieren 
müssen.

Momentan erleben wir viele Gespräche, Zeitungsartikel 
und Diskussionen zur UN-Behindertenrechtskonven-

tion, die für vielerlei als „Aufhänger“ dient und die die 
Fach(Öffentlichkeit) zwingt, sich mit der Thematik zu be-
fassen. Wie schön wäre es doch, wenn alle Menschen 
das Bedürfnis zur Teilhabe und zur Teilgabe hätten.

Eines fällt mir in der Debatte um Inklusion immer wieder 
auf: angesprochen fühlen sich diejenigen, die ohnehin 
eine ausgesprochene Nähe zur Behinderten- und Einglie-
derungshilfe haben. Selbstkritisch muss ich feststellen, 
dass es auch heute nur minimal gelungen ist, die AWO 
querbeet für das Thema und den Fachtag zu begeistern: 
Verstehen Sie mich nicht falsch: ich freue mich, Sie alle 
heute hier zu sehen. Gleichwohl wäre es schöner, wenn 
viel mehr Kitas, Seniorenheime, Beratungsstellen usw. 
heute hier vertreten wären. Daran müssen wir arbeiten.

Walt Disney sagte einmal: „Alle unsere Träume können 
in Erfüllung gehen, wenn wir nur den Mut haben, sie zu 
verfolgen“.
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Und „Mut“ ist ein wichtiges Stichwort:

•	Wir müssen mutig sein, unser eigenes Denken in 
Frage zu stellen!

•	Wir müssen mutig sein, um das Anderssein zu akzep-
tieren!

•	Vor allem aber müssen wir mutig sein, um für echte 
Gleichberechtigung einzustehen!

 
Für den heutigen Fachtag wünsche ich Ihnen und uns 
viele Ideen, die wir in unser Hausaufgabenheft schreiben 
können, um sie in den kommenden Monaten zu bear-

beiten. Und ich verspreche: in dieses Hausaufgabenheft 
wird nicht nur die Eingliederungshilfe zu schauen haben!

Ihre Anne Böttcher 
Geschäftsführerin AWO LV Brandenburg e.V.

Wolfgang Luplow 
Geschäftsführer AWO RV Brandenburg Süd e.V.

Anne Böttcher 
Geschäftsführerin AWO Brandenburg e.V.

INKLUSION HEISST FÜR MICH ...
„Teilhaben und Teilgeben“

Beurteile den Tag nicht danach, welche Ernte Du am 
Abend eingefahren hast, sondern danach, welche Saat 
Du gesät hast. Robert Lewis Stevenson 
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Umsetzung der  

UN-BEhindertenrechts- 

konvention und 

Standortbestimmung 

Inklusion …

Was macht den Reichtum einer Gesellschaft aus? 

Wirtschaftliche Macht? Politische Sicherheit? Oder 

kulturelle Vielfalt? Es ist von jedem etwas. Den-

noch: Eine Gesellschaft besteht aus Menschen. 

Und sie sind es, die das Wohl einer Gesellschaft 

prägen – und zwar in allen wichtigen Lebensbe-

reichen. Um nichts anderes geht es bei Inklusion: 

Jeder Mensch erhält die Möglichkeit, sich vollstän-

dig und gleichberechtigt an allen gesellschaftlichen 

Prozessen zu beteiligen – und zwar von Anfang 

an und unabhängig von individuellen Fähigkeiten, 

ethnischer wie sozialer Herkunft, Geschlecht oder 

Alter.
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In Brandenburg leben rund 335.000 Menschen mit Be-
hinderung – das ist etwa ein Achtel der Bevölkerung. 
Sie alle leben inmitten unserer Gesellschaft mit unter-
schiedlichen Interessen und Bedürfnissen. In den letz-
ten Jahren hat sich vieles getan, was die Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen positiv veränderte. Doch 
zum Selbstverständnis einer modernen Behindertenpoli-
tik gehören ein über die Fürsorge hinausgehendes Klima 
der Selbstbestimmung und ein breiter gesellschaftlicher 
Konsens darüber. Denn noch immer verhindern sichtba-
re und unsichtbare Barrieren ihre volle Teilhabe. Nach 
wie vor werden Menschen mit Behinderungen zum Teil 
ausgegrenzt, statt selbstverständlich einbezogen zu 
werden.

Die im Dezember 2006 verabschiedete UN-Behinder-
tenrechtskonvention (BRK) wird in Brandenburg in Form 
des „Behindertenpolitischen Maßnahmenpakets für das 
Land Brandenburg“ umgesetzt. Damit betont die Lan-
desregierung ihre besondere Verantwortung, um ihrem 
Anspruch - „Alle inklusive in Brandenburg“ - gerecht wer-

den zu können. Sie versteht und handhabt ihre Politik für 
Menschen mit Behinderung als eine alle Ressorts erfas-
sende Querschnittsaufgabe. Auch das Maßnahmenpa-
ket, das den Weg zu einer inklusiven Gesellschaft ebnen 
soll, ist in ressortübergreifender Kooperation entwickelt 
worden. Ziel ist die Förderung der Chancengleichheit 
von Menschen mit Behinderungen, indem frühzeitig und 
nachhaltig in die Fähigkeiten aller Menschen investiert 
und gleichzeitig eine Diskriminierung aufgrund von An-
dersartigkeit vermieden wird. 

Visionen und Grundsätze des behindertenpoliti-
schen Maßnahmenpaketes
Das behindertenpolitische Maßnahmenpaket versteht 
die Brandenburger Landesregierung als Impuls zu ei-
ner inklusiven Gesellschaft. Es soll den Weg vom bisher 
vertretenen Prinzip der Integration – das an der Anpas-
sung von Menschen mit Behinderungen an eine von 
Nichtbehinderten geprägte Umwelt orientiert ist – hin 
zum neuen Leitziel Inklusion ebnen. Zentrale Ziele dabei 
sind die Verwirklichung und Sicherung selbstbestimm-

... aus Sicht des Landes Brandenburg
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ter Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in einer 
auf Vielfalt ausgerichteten Gesellschaft ohne Barrieren. 
Die Erkenntnis „es ist normal, verschieden zu sein“, soll 
den Alltag und das Zusammenleben aller Gesellschafts-
mitglieder gleichermaßen prägen. Menschen mit Be-
hinderungen werden demnach betrachtet als Subjekte 
eigenverantwortlichen und selbstbestimmten Handelns. 
Damit einhergehen muss dann auch eine Bewusstseins-
bildung für eine inklusive Gesellschaft bei jedem Einzel-
nen. Die Partizipation von Menschen mit Behinderungen 
ist aus Perspektive der Landesregierung ein weiteres 
bedeutendes Prinzip, das uns auf dem Weg hin zu einer 
inklusiven Gesellschaft voranbringt.

Handlungsfelder des Maßnahmenpaketes
Innerhalb von acht Handlungsfeldern stellten die ver-
schiedenen Ressorts der Landesregierung Maßnahmen 
zur Umsetzung der UN-BRK in Brandenburg zusammen. 
Grundlage hierfür bildeten die jeweils thematisch rele-
vanten Artikel der UN-Konvention.

Handlungsfeld 1: 
Erziehung und Bildung
Im Handlungsfeld 1 geht es um das Recht auf inklusive 
Erziehung und Bildung. Es umfasst sowohl die schulische 
Bildung sowie die Bildung vor und neben der Schule als 
auch die weiterführende Ausbildung an Hochschulen.

Für den Bereich der Kindertagesbetreuung beinhaltet 
dies beispielsweise eine Sensibilisierung und Qualifi-
zierung von Erzieherinnen und Erziehern für das Thema 
„Inklusion“ bereits im Rahmen der Ausbildung, aber 
auch durch Fortbildungsangebote, Fachberatung oder 
Publikationen. Hierzu gehört auch eine Verbesserung 
von Rahmenbedingungen, wie etwa die Erweiterung der 
Angebotspalette von Eltern-Kind-Zentren.

Im Bereich der Förderung von Schülerinnen und Schü-
lern mit sonderpädagogischem Förderbedarf setzt die 
Landesregierung unter anderem auf Potenziale der 
Vernetzung zwischen beteiligten Akteuren – so ist die 
Entwicklung einer gemeinsamen Strategie von Land, 

Jürgen Dusel 
Landesbehindertenbeauftragter, MASF

INKLUSION HEISST FÜR MICH ...
„Das selbstverständliche Miteinander aller Menschen in Respekt und  
Toleranz. Egal mit oder ohne Behinderung. Ein Traum? Träume verändern  
Bewußtsein!“
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Schulträgern und den Kommunalen Spitzenverbänden 
angedacht, die den Aufbau eines flächendeckenden Net-
zes inklusiver Schulen zum Ziel hat. Hierzu gehören auch 
Maßnahmen zur Aufklärung und Information von Eltern, 
Schülerinnen und Schülern sowie Lehrkräften.

Unter dem Motto „Eine Hochschule für alle“ sieht die 
Landesregierung zudem eine Notwendigkeit in der Ver-
mittlung von Kompetenzen der Inklusionspädagogik in 
Lehramtsstudiengängen. Im Rahmen verfügbarer Haus-
haltsmittel wird zudem angestrebt, Brandenburger Stan-
dards für „Barrierefreiheit im Hochschulbau“ zu entwi-
ckeln.

Handlungsfeld 2:  
Arbeit und Beschäftigung
In Anlehnung an den Artikel 27 UN-BRK, der Menschen 
mit Behinderungen das Recht auf eine gleichberechtigte 
und diskriminierungsfreie Arbeit und Beschäftigung zu-
erkennt, setzt sich die Landesregierung für einen inklu-
siven Arbeitsmarkt ein.

Um dieses Ziel zu erreichen, sollen etwa alternative 
Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit Be-
hinderungen geschaffen werden oder ein Übergangs-
management von Schule zu Beruf. Damit einher geht 
gleichermaßen eine Schaffung betrieblicher Ausbil-
dungsplätze für Jugendliche mit Behinderungen. Auch 
die Beschäftigung älterer Menschen mit Behinderungen 
soll mit Hilfe von Integrationsprojekten gefördert wer-
den.

Handlungsfeld 3:  
Inklusiver Sozialraum und Wohnen
Das Ziel eines inklusiven Sozialraums umfasst die Schaf-
fung einer Umwelt, in der alle Menschen – mit und ohne 
Behinderungen – teilhaben können. Dies setzt voraus, 
dass individuelle Bedürfnisse von Menschen mit Behin-
derungen umfassend berücksichtigt und erforderliche 
Beratungs- und Unterstützungsstrukturen vor Ort an-
geboten werden. Neben Maßnahmen bezogen auf den 
barrierefreien Zugang zu Mietwohnungen und Wohnei-
gentum plant die Landesregierung auch die Etablierung 
integrativer Wohnprojekte für eine bessere Teilhabe am 
gemeinschaftlichen Leben.

Handlungsfeld 4:  
Barrierefreiheit: Mobilität, Kommunikation,  
Information
Die UN-BRK hebt Barrierefreiheit als wesentliche Bedin-
gung für eine unabhängige Lebensführung und volle Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen hervor. Die Lan-
desregierung von Brandenburg strebt eine entsprechend 
barrierefreie Ausgestaltung von öffentlichen Gebäuden 
(Schulen, Verwaltungen etc.) an. So sollen etwa durch 
den gezielten Einsatz von Förderprogrammen und Wett-
bewerben gute Beispiele für barrierefreies (Um-) Bauen 
geschaffen und bekannt gemacht werden.

Handlungsfeld 5:  
Gesundheit und Pflege
Die UN-BRK regelt das Recht von Menschen mit Behin-
derungen auf das erreichbare Höchstmaß an Gesund-
heit. Auch die Landesregierung will die gesundheitliche 
und pflegerische Versorgung von Menschen mit Behin-
derungen weiter ausbauen. Elementar hierbei ist die 
Schulung und Sensibilisierung beteiligter Berufsgruppen 
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im Umgang mit Menschen mit Behinderungen, denn ein 
offenes Miteinander ist Grundvoraussetzung einer gu-
ten Behandlung und Versorgung. Dieser Aspekt schließt 
auch die Zugänglichkeit zu Einrichtungen und Diensten 
ein.

Handlungsfeld 6:  
Tourismus, Kultur, Freizeit, Sport
Gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen am kulturellen Leben, Erholung, Freizeit und 
Sport ist ebenfalls in der UN-BRK festgeschrieben. Dies 
schließt nicht nur einen barrierefreien Zugang zu den je-
weiligen Orten ein, sondern auch die Barrierefreiheit der 
Angebote selbst.

Dieses Handlungsfeld umfasst im Land Brandenburg ins-
besondere die bauliche Ausstattung von Kulturstandor-
ten sowie Veranstaltungs-, Freizeit- und Erholungsorten. 
Weiterhin geht es aber auch darum, die Information und 
Veröffentlichung von Veranstaltungsangeboten barriere-
frei zu gestalten – beispielsweise durch den Einsatz von 
Kommunikationshilfen.

Handlungsfeld 7:  
Selbstbestimmtes Leben, Freiheits- und  
Schutzrechte
Ein weiteres Handlungsfeld bezieht sich auf das Recht 
von Menschen mit Behinderungen, überall als Rechts-
subjekt anerkannt zu werden und persönliche Freiheit 
und Sicherheit zu genießen.

Um diese Rechte im Land Brandenburg zu festigen, soll 
das Modell der unterstützenden Entscheidungsfindung 
ausgereift werden, das Menschen mit Unterstützungs-
bedarf bei der Ausübung der eigenen Rechts- und Hand-

lungsfähigkeit entsprechende Assistenz gewährt. Zudem 
sollen Schutzmechanismen und Standards qualifiziert 
werden, die Menschen mit Behinderungen vor Ausnut-
zung und Missbrauch schützen. Unter anderem umfasst 
dies die Einrichtung einer Ansprechperson für Menschen 
mit Behinderung im Bereich Justiz.

Handlungsfeld 8: Bewusstseinsbildung, Partizipa-
tion und Interessenvertretung
Schließlich fordert die UN-BRK auch, dass wirksame und 
geeignete Maßnahmen ergriffen werden, die in der Ge-
sellschaft das Bewusstsein für Menschen mit Behinde-
rung und die Achtung ihrer Rechte und Würde fördern.

Die Landesregierung erachtet die aktive und nachhalti-
ge Teilhabe von Menschen mit Behinderung als bedeu-
tendes behindertenpolitisches Leitziel. Dabei gilt Parti-
zipation auf allen staatlichen Ebenen als wesentliches 
Prinzip zur Umsetzung dieses Ziels – damit Menschen 
mit Behinderung aktiv hierzu beitragen können. Infor-
mations- und Aufklärungsarbeit sollen zum Abbau von 
Vorurteilen und Vorbehalten beitragen.

Die Landesregierung appelliert an die Allgemeinheit – 
denn wir alle sind gefordert, damit Inklusion ganz selbst-
verständlicher Alltag werden kann. Akzeptanz, Teilhabe 
und Chancengleichheit wachsen nur in dem Maße, in 
dem die „Mauer in den Köpfen“ verschwindet. Wie alle 
anderen auch, haben Menschen mit Behinderung ein 
elementares Recht auf Teilhabe und Mitwirkung von 
Anfang an. Sie sollen genauso leben, lieben, arbeiten, 
Beziehungen und Freundschaften pflegen können, wie 
jeder von uns. 
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... aus Sicht der Arbeiterwohlfahrt
Das Verständnis einer inklusiven Gesellschaft aus Sicht 
der AWO stellte Michael Komorek – Projektleiter Inklu-
sion durch Bildung beim AWO Bundesverband – vor. 
Demnach soll eine Abkehr von der Unterscheidung 
„normal und behindert“ erfolgen. Bei der Inklusion liegt 
der Fokus auf der Vielfalt, im Rahmen derer Andersar-
tigkeit gegenseitig geschätzt wird. Es geht darum, dass 
unterschiedliche Kompetenzen und besondere Bedürf-
nisse als Ausdruck von Diversität wahrgenommen und 
geschätzt werden, denn jeder Mensch hat sie auf seiner 
ganz individuellen Ebene. Inklusion bedeutet also nicht 
„alle sind gleich“ – sondern „jede(r) ist anders und das 
ist auch gut so“. 

Ein Kernaspekt des Themas Inklusion besteht im Leit-
satz „Inklusion beginnt im Kopf“. Denn nur im Rahmen 
eines wertschätzenden und respektvollen Miteinanders 
kann Inklusion gelebt werden. Inklusion fußt auf der ei-
genen Haltung, denn Teilhabe entsteht durch Akzeptanz 
von Verschiedenheit und dem konsequenten Abbau 
von Barrieren. Dabei werden unter Barrieren nicht nur 

die räumlichen verstanden – also dass jemand bspw. 
mit den Rollstuhl in ein Gebäude gelangen kann. Bar-
rierefreiheit meint insbesondere auch den Abbau von 
kommunikativen Barrieren. Wie kann also bspw. jemand 
juristisch vertreten werden, der die Inhalte dieser Ver-
tretung nicht nachvollziehen kann. Ein Schlüssel hierfür 
kann die leichte Sprache sein.

Inklusion umfasst dabei nicht nur Menschen mit Behin-
derungen, sondern alle Formen gesellschaftlicher Be-
nachteiligung. Es geht auch um die Bereiche Migration, 
Interkulturalität und Gender Mainstreaming. Weitere 
Faktoren bestehen in der sozioökonomischen Benach-
teiligung – bspw. aufgrund von Armut, Ethnie und Reli-
gion.

Zudem ist Inklusion abhängig von Interdisziplinarität. Der 
Gedanke einer inklusiven Gesellschaft soll grundsätzlich 
in allen Lebensbereichen präsent sein: Angefangen bei 
der frühen Kindheit, über Bildung, das Arbeitsleben, 
Wohnen und Freizeit, bis ins hohe Alter. 
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Michael Komorek 
AWO Bundesverband e.V.

INKLUSION HEISST FÜR MICH ...
„Alle sind verschieden … und das ist gut so!“

Grenzen denken muss aber auch hier erlaubt sein, denn 
Inklusion bedeutet nicht, sämtliche Sondereinrichtungen 
wie Werkstätten für Menschen mit Behinderung, Integ-
rations-Kindertagestätten oder betreute Wohnformen  
aufzulösen. Inklusion bedeutet vielmehr, diesen eine an-
dere Bedeutung zukommen zu lassen. Warum sollten wir 
nur diskutieren, wie sich Regelsysteme für Sondersyste-
me öffnen? Warum diskutieren wir nicht auch, wie sich 

Sondersysteme für die Regel öffnen? So werden wir bei-
spielsweise weiterhin Sonderpädagogen benötigen, aber 
auch sonderpädagogische Kenntnisse in Regel-Curricula 
vermitteln müssen.

Gleichwohl müssen wir uns immer vor Augen führen, 
dass Sondersysteme – so gut und wichtig wie sie sein 
mögen – Nebenwirkungen haben. So schaffen wir zum 
einen Separation mit extra Diensten und damit „Gleiche-
re“ unter Gleichen.

Der „Index für Inklusion“
Als Instrument zur Ermittlung inklusiver Strukturmerkma-
le kann der „Index für Inklusion“ herangezogen werden. 
Ursprünglich aus der Integrationspädagogik stammend 
beschreibt er drei zentrale Dimensionen des Konzeptes 
Inklusion und zeigt Handlungserfordernisse zur Entwick-
lung inklusiver Strukturen auf. 

Auf der ersten Ebene müssen demnach zunächst inklu-
sive Kulturen geschaffen werden. Es geht darum, EINE 
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Gesellschaft zu bilden, in der inklusive Werte verankert 
sind. 

Im nächsten Schritt wird sich damit befasst,  inklusive 
Strukturen zu etablieren – mit dem Ziel, eine Einrichtung 
für alle zu entwickeln. Das heißt, dass nicht nur Regel-
einrichtungen für Menschen mit besonderen Bedürfnis-
sen geöffnet werden, sondern andererseits auch eine 
Wahlfreiheit hinsichtlich der Sondereinrichtungen beste-
hen sollte. Diese sollten sich auch öffnen für Menschen, 
die diese speziellen Bedarfe nicht haben.

Die dritte Dimension schließlich betrifft die Handlungs-
ebene selbst. Hier sollen inklusive Praktiken entwickelt 
– also auch Ressourcen mobilisiert werden, um die Visi-
on einer inklusiven Gesellschaft praktisch umsetzen zu 
können. 

Diese Dimensionen dürfen nicht für sich alleine gedacht 
werden, denn dann funktioniert Inklusion nicht. Soll sie 
nicht zum Scheitern verurteilt sein, so müssen sie alle 
parallel bearbeitet werden. D.h. wirkungsvolle Verände-
rungen beispielsweise in den Strukturen kommen nicht 
ohne entsprechende Veränderungen auf der kulturellen 
Ebene aus.

Unser Weg
Für die Arbeit der AWO besteht die Dimension der Hal-
tung darin, dass persönliche Überzeugungen und Wer-
te konsequent reflektiert werden müssen. Ziel ist eine 
Verknüpfung von Haltung und Handeln: Es gilt darauf zu 
achten, an welchen Stellen wir inklusiv orientiert sind, 
aber doch exklusiv handeln. Zudem sind Nachhaltigkeit 
und Zukunftsorientierung inklusiver Maßnahmen von 
zentraler Bedeutung. Es geht um eine stetige Weiterent-

wicklung etablierter Strukturen und einer konsequenten 
Hinterfragung des inklusiven Angebots – hat es noch 
Gültigkeit und Berechtigung, oder sollte es gegebenen-
falls weiter angepasst werden?

Hinsichtlich des strukturellen Rahmens gilt es, sozial-
räumliche Unterstützungssysteme zu schaffen, um (so-
wohl räumliche als auch kommunikative) Barrierefreiheit 
zu schaffen. Das umfasst bspw. den Aspekt der leich-
ten Sprache oder auch eine Einführung der Gebärden-
sprache als Standard. Auch inklusive Einrichtungen und 
Dienste sind ein bedeutender Aspekt einer inklusiven 
Gesellschaft. Jede Einrichtung soll aus ihrer Haltung her-
aus dazu beitragen, dass sich unsere Gesellschaft zu ei-
ner inklusiven Gesellschaft hin entwickelt. Ansatzpunkt 
dafür ist jeder Einzelne, indem er seine Einstellung stetig 
reflektiert.

Doch auch der Aspekt der Handlungspraxis soll auf die 
Arbeit der AWO übertragen werden. Dabei muss Inter-
disziplinarität die Regel werden. Das heißt beispiels-
weise für Kitas, dass hier nicht nur Erzieherinnen und 
Erzieher arbeiten sollen, sondern gleichermaßen Fach-
personal aus dem Bereich der Behindertenhilfe. So kön-
nen etwa Heilpädagoginnen und Heilpädagogen für ein 
inklusives Kita-Team integriert werden. Im Rahmen von 
Kooperationsstrukturen kann das Team auch um Thera-
pieunterstützung erweitert werden (z.B. Physiotherapie, 
Logopädie). Es geht um die Wahrnehmung von Unter-
schieden und einer Partizipation aller Beteiligten an Ent-
scheidungsprozessen. Nur so können Barrieren erkannt 
und ihnen aktiv begegnet werden.

Die AWO begleitet diesen Weg, indem wir gemeinsam 
einen „AWO-Index für Inklusion“ erarbeiten werden, der 
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die beschriebenen Dimensionen berücksichtigt. 
Darüber hinaus werden wir den notwendigen Er-
fahrungsaustausch über Netzwerkarbeit für die 
Inklusionsbeauftragten der Verbände unterstüt-
zen.  

Über das Projekt InDuBi bieten wir zudem Wei-
terbildung für Prozessbegleiter/innnen Inklusion 
sowie pädagogische bzw. pflegerische Fachkräfte 
an. Zudem werden wir neben weiteren Fachtagen 
und zum Teil regionalen Bildungsangeboten durch 
eine Kampagne intensiv zur Bildung eines umfas-
senden Inklusionsverständnisses beitragen. 

Aber Inklusion bedeutet vor allem, bei sich selbst 
anzufangen! Und Inklusion ist zuweilen auch un-
bequem, kostet Ressourcen und auch Geld. Auf 
diesem Wege wünsche ich uns allen einen langen 
Atem und Gelassenheit, dass wir offen sowie ideo-
logiefrei bleiben und uns nicht entmutigen lassen. 

InDuBi –  
Inklusion durch Bildung
- Weiterbildungsreihen für pädagogische und pflegerische 
Fachkräfte sowie Multiplikatorinnen und Multiplikatoren – 

Das Projekt »InDuBi – Inklusion durch Bildung« dient dazu, die 
tariflich gesetzte Qualifizierungsvereinbarung zu überprüfen und 
strukturell weiterzuentwickeln. Inklusion ist als Querschnittthe-
ma, das die Weiterbildung verschiedener Arbeitsfelder berührt, 
in besonderer Weise geeignet, Weiterbildungsstrukturen zu op-
timieren. 

Das Projekt richtet sich an die Arbeitsfelder Kinder- und Jugend-
hilfe (Kindertagesstätten) und Altenhilfe. 

Anhand des Themas Inklusion wird ein innovatives, multidiszi-
plinär ausgerichtetes Weiterbildungssystem für zwei Bereiche 
geschaffen werden: zum einen für die Leitungsebenen der Ein-
richtungen, die Fachberatungen und Trägervertreter als Mul-
tiplikatoren, zum anderen für pädagogisches, pflegerisches 
Fachpersonal sowie das Personal der sozialen Dienste, das Be-
treuungspersonal und für sonstiges pädagogisches Personal. 

Das Projekt wird aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds ge-
fördert, die Durchführung obliegt dem AWO Bundesverband.

Für weitere Informationen und Fragen: 
Michael Komorek 
AWO Bundesverband e.V. 
Telefon 	030 / 26309147  
E-Mail	 michael.komorek@awo.org
Weiterführende Informationen unter:  
www.awo -informationsservice.org
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... aus Sicht der Betroffenen
Inklusion aus Perspektive der Betroffenen beleuchtete 
Marianne Seibert, Vorsitzende des Landesbehinderten-
beirates Brandenburg. Dabei befasste sie sich zunächst 
allgemein mit der Bedeutung der UN-BRK für die Staaten, 
die dieses Einkommen für sich ratifiziert haben. Beson-
ders hervorzuheben ist, dass die UN-BRK die Verantwor-
tung der Staaten dafür betont, dass die Menschenrechte 
der Menschen mit Behinderungen geschützt werden.

Zudem definiert die Konvention den Begriff „Behinde-
rung“ neu. Dabei werden nicht mehr nur die medizi-
nischen Aspekte in den Vordergrund gerückt; gemäß 
UN-BRK entsteht eine Behinderung vielmehr durch die 
negative Wechselwirkung zwischen einem Menschen mit 
Beeinträchtigungen und seinen relevanten Kontextfakto-
ren. Es werden also einstellungs- und umweltbedingte 
Barrieren – wie Vorurteile oder bauliche Einschränkun-
gen – thematisiert. Dabei erkennt die UN-BRK Behinde-
rung erstmals als Menschenrechtsthema an.

Behindertenpolitischer Handlungsbedarf
Trotzdem es Menschen mit Behinderungen in Deutsch-
land schon besser geht, als in manch anderem Land, 
werden noch immer Menschenrechte von Menschen 
mit Behinderungen verletzt. Das fängt an, wenn behin-
derte Kinder gezwungen werden, eine Förderschule zu 
besuchen. Zudem haben Menschen mit Behinderungen 
zum Teil keine freie Arztwahl, oder können öffentliche 
Verkehrsmittel nicht nutzen. Auch die Unterbringung von 
Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen gegen ih-
ren Willen gehört zu den Einschränkungen, mit denen 
diese im täglichen Leben zu kämpfen haben.

Ob im Bereich der Gesundheitspolitik, in Bezug auf Bar-
rierefreiheit oder in der Arbeitswelt – im Land Branden-
burg besteht noch immer ein erheblicher Handlungs-
bedarf hinsichtlich eines selbstbestimmten Lebens von 
Menschen mit Behinderungen. Allerdings ist es mit sei-
nem Behindertenpolitischen Maßnahmenpaket bereits 
auf einem guten Weg.  
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Künftig gilt es, an die Verantwortung von Bund, Ländern 
und Kommunen zu appellieren, Menschen mit Behinde-
rungen eine gleichberechtigte selbstbestimmte Teilha-
be zu gewährleisten. Dabei muss stets der Grundsatz 
„Nichts über uns ohne uns“ beachtet und Menschen mit 
Behinderungen sowie ihre Organisationen von Beginn an 
aktiv in den Umsetzungsprozess mit einbezogen werden.

Folgende drei Handlungsfelder wurden mit Blick auf die 
UN-BRK genauer beleuchtet:

Barrierefreiheit
Noch immer herrscht eine negative Assoziation mit 
dem Begriff „Barrierefreiheit“. Selbst die Übersetzung 
der BRK-Begrifflichkeit ins Deutsche – Zugänglichkeit 
statt Barrierefreiheit – deckt nicht alle Facetten des 
Themas ab. Denn Barrierefreiheit ist mehr als die rei-
ne Zugänglichkeit. Eine Sensibilisierung für eine barri-
erefreie Gestaltung aller Gesellschaftsbereiche ist von 
Nöten. So beschreibt Barrierefreiheit eben nicht nur 
den rollstuhlgerechten Zugang oder die breiteren Türen, 
sondern auch die Öffnung von Regelschulen für Kinder 
mit Beeinträchtigungen, die freie Wahl der Wohnform 
oder auch Informations- und Kommunikationsdienste für 
Menschen mit Behinderungen u.v.m. gehören dazu. Sie  
haben dasselbe Recht auf die Nutzung von Angeboten, 
die der Allgemeinheit offenstehen, wie Menschen ohne 
Behinderungen. 

Marianne Seibert 
Landesbehindertenbeirat

INKLUSION HEISST FÜR MICH ...
„Alle Menschen sollen gleichberechtigt behandelt werden.“
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Selbstbestimmtes Leben und Einbeziehung in die 
Gesellschaft
Die UN-BRK gilt auch für Kommunen – sie müssen ak-
tiv werden und auf private Akteure stärkeren Druck 
ausüben. Das Wunsch- und Wahlrecht bezüglich Wohn-
form und Wohnort muss für die Entscheidungsträger im 
Vordergrund stehen und nicht in erster Linie finanzielle 
Zwänge. So müssen alle öffentlichen Einrichtungen – 
von der Freizeiteinrichtung bis hin zur Behörde – für alle 
Menschen nutzbar sein. Dafür dienlich ist beispielsweise 
die Bereitstellung gemeindenaher Unterstützungsdiens-
te oder auch persönlicher Assistenz. Hilfe muss der 
selbst gewählten Wohnform folgen, nicht umgekehrt. Als 
Konsequenz daraus muss der Kostenvorbehalt in § 13 
SGB XII gestrichen werden.

Bildung
Hier steht das Bildungsministerium in der Verantwor-
tung. Es muss die nötigen Rahmenbedingungen für ein 
inklusives Bildungssystem schaffen – dazu gehört bei-
spielsweise eine Anpassung der Schulgesetze. 

Mehr „betroffene“ Menschen sollten in Entscheidungs-
gremien vertreten sein. Der „Runde Tisch – Inklusive Bil-
dung“ des MBJS, durch den alle Beteiligten in den Dialog 
treten können, ist bereits der richtige Weg. Zudem muss  
noch mehr Aufklärung und Bewusstseinsbildung in der 
Öffentlichkeit erfolgen.

Was ist das Ziel?
Im Ergebnis sollten alle Menschen ein selbstbestimmtes 
Leben führen können. Ein Miteinander aller Menschen – 
ob mit oder ohne Behinderung – ist das Ziel. Dabei muss 
die Würde eines jeden Menschen anerkannt und ein dis-
kriminierungsfreies Zusammenleben selbstverständlich 

werden. Ein Ziel, für das es sich einzusetzen lohnt, auch 
wenn es zur Umsetzung in Bund, Ländern und Kommu-
nen noch ein weiter Weg ist.

Was ist aus Sicht der Betroffenen in Brandenburg 
zu tun?
Durch verstärkte Öffentlichkeitsarbeit können Behin-
dertenorganisationen, Vereine und Verbände dazu bei-
tragen, die UN-BRK bekannter zu machen und in den 
Köpfen der Menschen zu verankern. Dazu gehören Ver-
anstaltungen wie der heutige Inklusionsfachtag, aber 
auch weitere Schulungen, Fachtage u.Ä. sind erforder-
lich, um alle Mitarbeiter durchweg erreichen und über-
zeugen zu können. So tragen die Organisationen aktiv 
dazu bei, das Bewusstsein für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen stärker in den Vordergrund zu 
stellen. 

Nicht Fürsorge, sondern Selbstbestimmung aller Men-
schen – ob mit oder ohne Behinderung –, nicht Integra-
tion sondern Inklusion ist der richtige Weg. Die UN-BRK 
ist ein gutes Werkzeug zur Umsetzung dieses Bewusst-
seinswandels. 
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INKLUSION Aus Sicht der Tagungsteilnehmer

„Inklusion heißt für mich ... eine Gemeinschaft“ 
Cindy Förster

„Inklusion heißt für mich ... die Zukunft! Vor uns liegt aber noch ein 
langer, beschwerlicher Weg.“ 
Kati Schröder, AWO Bezirksverband Brandenburg Ost e.V.

„Inklusion heißt für mich ... Normalität“ 
Jutta Frank, Geschäftsführerin des AWO Kreisverband Uckermark e.V.

„Inklusion heißt für mich ... Mittendrin“ 
Mitarbeiterinnen des AWO Regionalverband Brandenburg Süd e.V.

„Inklusion beginnt für mich im Kopf und braucht Herz, Verstand und 
eine ganze Gesellschaft.“ 
Karin Fehlemelcher, AWO Bezirksverband Brandenburg Ost e.V.

„Inklusion heißt für mich ... ein Gesellschaftsentwurf!“ 
Ullrich Thorhauer, AWO Regionalverband Brandenburg Süd e.V.
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Zusammenfassung der 

Workshop-Ergebnisse

Inklusion Konkret …

Die AWO begrüßt die Ratifizierung dieses völker-

rechtlichen Vertrages durch die Bundesrepublik 

Deutschland und sieht in der Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention einen Meilenstein in 

der Weiterentwicklung der Politik für Menschen mit 

Behinderungen in Deutschland. 

Die Umsetzungsstrategien müssen sich an gebo-

tener Achtung und Sorgfalt messen lassen, denn 

Inklusion ist kein Synonym für Gleichmacherei 

sondern zielt auf die Gestaltung eines gesellschaft-

lichen Zusammenlebens ohne Ausgrenzung und die 

Anerkennung jedes Menschen in seiner Individuali-

tät.

Ziel der Workshops war es, die Leitidee der Inklu-

sion anzunehmen und deren Auswirkungen auf die 

strukturelle und inhaltliche Arbeit der AWO abzulei-

ten.
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Warum Inklusion in den Kitas so wichtig ist. – Eine 
einführende Überlegung:
Für die AWO mit ihren rund 100 Kindertagesstätten und 
über  10.000 Kindern (von der Krippe bis zum Hort) ist 
die frühkindliche Bildung und Pädagogik ein zentrales 
Handlungsfeld. In den Kitas kommen Kinder unabhän-
gig von Geschlecht, Herkunft, Kultur, körperlichen, ko-
gnitiven und sozialen Voraussetzungen zusammen. Hier 
werden schon frühzeitig die Grundlagen gelingender Teil-
habe und Teilnahme von Kindern am gesellschaftlichen 
Leben gelegt. Hier können sie als ganz junge Menschen 
erstmals gemeinsam den Mehrwert von Gemeinschaft 
trotz hoher Individualität und Unterschiedlichkeit erfah-
ren – und das auf ganz selbstverständlichem Wege. Es 
entspricht schon allein unserem Leitbild, dies den Kin-
dern zu ermöglichen und sie nicht mit Strukturen zu 
konfrontieren, die dazu führen, dass sie (hin und wieder) 
ausgegrenzt werden oder Ausgrenzung als Teil unserer 
Gesellschaft anerkennen. Kinder können schon sehr 
frühzeitig die Ressourcen anderer Kinder entdecken, 
zum Beispiel auch von behinderten Kindern. Solche lei-

tenden Überlegungen sollten auch unser aller weiteres 
Handeln begleiten.

Zu 90 Minuten Workshop mit „barrierefreiem Denken“ 
folgten ausschließlich weibliche Fachtagsteilnehmerin-
nen. Keine so leichte Aufgabe für all jene, die beinahe 
täglich mit den vielfältigsten Hürden bei der Integration 
von Kindern mit Behinderung in ihrer Arbeit konfrontiert 
sind. Dennoch waren alle bemüht, diese Erfahrungen in 
den Hintergrund zu stellen und der Einladung zu folgen, 
erste Ideen aus ihrer Sicht zu skizzieren. Deutlich wurde 
am Ende des Workshops, dass es noch viel mehr Zeit 
und einer breiteren Basis bedarf, um die nachfolgenden 
Fragen innerhalb aber auch außerhalb der AWO zu disku-
tieren. Insofern verstand sich der Workshop „Inklusion 
konkret in Kindertagesstätten“ als erster Auftakt für eine 
Reihe weiterer Veranstaltungen zum Thema innerhalb 
der AWO in Brandenburg.

Neben einer klärenden Einstiegsfrage, was Inklusion für 
die Anwesenden bedeutet, wurde sich zum einen mit 

… in Kindertagesstätten
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der Frage beschäftigt: Wie sieht eine ‚inklusive‘ Kinder-
tagesstätte aus?.  Die Frage schien schnell beantwortet 
werden zu können und die Diskussion zeigte, dass es 
scheinbare Selbstverständlichkeiten sind, die wir uns für 
alle Kindertagesstätten wünschen – egal ob für eine so-
genannte Regelkita, für Regelkitas mit Einzelintegration 
oder unsere Integrationskindertagesstätten, die schon 
heute die notwendigen Kompetenzen gebündelt haben: 

•	ausreichende und barrierefreie Räumlichkeiten
•	fachlich geschulte Mitarbeiter für ein interdisziplinä-

res und „Inklusion mitlebendes“ Team
•	anderer, verbesserter Personalschlüssel (per se und 

auch den Förderbedarf berücksichtigend)
•	Barrierefreiheit geht vor Denkmalschutz
•	partnerschaftliche und starke Zusammenarbeit mit 

den Eltern, die auch „als Experten ihrer Kinder“ wahr-
genommen werden

•	alle Kinder sind wohnortnah in einer Kita (und idea-
lerweise nicht mehr auf Fahrdienste angewiesen) und 
die pädagogischen Fachkräfte haben mehr Kontakt 
mit den Eltern

•	Zeit und Fähigkeiten zur Reflektion, für individuelle 
Curricula und Teamaustausch 

•	Spagat zwischen „kleinen / geschützteren Gruppen“ 
und „offener Arbeit“ ist abhängig von den individu-
ellen Bedürfnissen der Kinder und den räumlichen 
Gegebenheiten gelöst

 
Doch was muss passieren auf dem Weg zu einer ‚in-
klusiven‘ Kita? Wenngleich keine der Teilnehmerinnen, 
dies so recht in Jahren beziffern wollte, so wurden erste 
Aspekte genannt, die notwendig sind, um die Kitas zu 
Einrichtungen zu entwickeln, die den Bedürfnissen von 

Kindern mit wie auch ohne Behinderung gerecht werden 
können. Hierzu gehören u.a. (oder: vor allem?!):

•	eine „schleichende“ Befähigung in allen Kitas (von 
der Qualifikation bis hin zu den Rahmenbedingungen) 
durch eine prozessbegleitende Fachberatung

•	die Kooperation von Kita und Schule ist ebenfalls 
„inklusiv“ fortzuentwickeln und mitzudenken

•	die (Weiter-)Entwicklung der Integrationskinderta-
gesstätten zu sogenannten Kompetenzzentren, die 
sowohl Ansprechpartner für alle pädagogischen 
Fachkräfte, für die Eltern von Kindern mit besonde-
rem Förderbedarf als auch für die Träger sind

•	dabei sollten perspektivisch die I-Kitas als solche 
nicht mehr existieren und auch nicht nur (wie bis-
her schon genutzt) für individuelle Beratungen zur 
Verfügung stehen, sondern sie sollten als Inklusions-
Konsultationskitas (als Kompetenzzentren im Rah-
men eines Standardprogramms des Landes) und als 
Anlaufstelle für Komplexleistungen fungieren

•	Inklusion muss als Standardrepertoire in der Aus- 
und Weiterbildung von Fachkräften verankert sein; 
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bisherige Fachkräfte werden durch ausreichende 
Fortbildungsangebote qualifiziert

•	die Zusammenarbeit mit allen relevanten Akteuren 
des Handlungsfeldes muss auf gelingenden Koopera-
tionsstrukturen und -prozessen aufgebaut sein

•	und als wichtigste Voraussetzung: in den Köpfen 
bewegt sich was 

Vielleicht ein wenig provokant, aber gerade mit Blick auf 
Selbstverständlichkeit und Abbau von Barrieren im Kopf 
mussten sich die Workshop-Teilnehmerinnen die Fra-
ge gefallen lassen: Was ist Dein nächster Schritt? Was 
kannst Du ab morgen tun, um dem gewünschten „Wun-
der“ (?) näher zu kommen? Hier ein paar kleine Anregun-
gen aus dem Workshop:

•	mit Menschen ins Gespräch kommen, die Vorbehalte 
oder gar Ängste haben

•	dabei Aufklärung betreiben, das heißt klar zu machen, 
dass Inklusion nicht gleichzusetzen ist mit Integration 
(auch bezüglich der konzeptionellen Planungen des 
Landes)

•	Perspektivenwechsel anregen (Alltagserlebnisse der 
Betroffenen)

•	da wo es möglich ist, temporäre Personalrotation 
zwischen  I-Kitas und „Regelkitas“ anregen 

Aufgrund der wenig verbliebenen Zeit konnte der Frage 
nicht mehr hinreichend nachgegangen werden, was das 
Unterstützungssystem vorhalten muss, um Inklusion in 
Kindertagesstätten tatsächlich leben zu können. Diese 
Frage wird der AWO Landesverband Brandenburg mit in-
teressierten Fachkräften im neuen Jahr weiterverfolgen 
und nicht zuletzt auch die Entwicklung einer kulturellen 
Selbstverständlichkeit unterstützen. Eckpunkte für die 
künftigen Diskussionen seien aber hier dennoch ge-

Der Workshop „Inklusion konkret ... in  
Kindertagesstätten“ wurde moderiert von 
 
Claudia Schiefelbein 
Referentin für Kinder- und Jugendhilfe, Familien- und 
Arbeitsmarktpolitik beim AWO Landesverband  
Brandenburg e.V.
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nannt, die im Laufe der Workshopdiskussion als 
dringend veränderungsbedürftig identifiziert wur-
den:

•	die unterschiedlichen Finanzierungssystema-
tiken bei der Betreuung von Kindern mit und 
ohne Förderbedarf

•	die Finanzierung für „inklusive Rahmenbedin-
gungen“

•	das Spannungsfeld zwischen Reduktion der 
theoretischen Ausbildung zu Gunsten einer 
stärkeren Praxis-Theorie-Verzahnung vs. gut 
ausgebildete Fachkräfte, deren Ausbildung 
auch das Inklusionsthema berücksichtigt

•	Vorurteilsbewusstheit in den Kontext und 
die Angebote / Aktivitäten von Kitas setzen, 
anstelle von extra Sprachkursen etc.

•	Haltung, Strukturen und Handlungspraxis im 
gesamten Sozialraum, auf denen Kooperation 
gegründet ist – denn eine einzelne Einrichtung 
allein kann nicht inklusiv sein

 
Wünschenswert, so war man sich einig, ist es in 
20 Jahren keine I-Kitas als „Sondereinrichtung“ 
mehr vorzuhalten, sondern dass sich die bishe-
rigen I-Kitas zu Kompetenzzentren entwickelt ha-
ben und jedes Kind in jede Kita gehen kann. Und 
dass wir in 20 Jahren nicht mehr über Inklusion 
reden, sondern alle einfach gemeinsam den Zuge-
winn von Inklusion erleben. 

Interessante Downloads
Nachfolgende Hinweise auf interessante Lektüre und Arbeits-
materialien finden Sie zum Download auf unserer Homepage 
www.awo-brandenburg.de unter dem Bereich „Inklusion“, in 
welchem wir stetig weitere hilfreiche Informationen zur Verfü-
gung stellen, wie z.B.

	 Index für Inklusion - Lernen, Partizipation und 		
	 Spiel in der inklusiven Kindertageseinrichtung 		
	 entwickeln 

	 Inklusion vor Ort - Der kommunale Index für  
	 Inklusion - ein Praxishandbuch 

  	 Behindertenpolitisches Maßnahmenpaket für 		
	 das Land Brandenburg 

	 UN-Behindertenrechtskonvention
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An der Arbeitsgruppe beteiligten sich vorrangig Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aus „Werkstätten für behin-
derte Menschen“.

Einstieg in die Arbeitsgruppe war die unterschiedliche 
Sicht auf den Begriff Inklusion bzw. dessen unterschied-
liche Interpretation. Dabei wurden zwei Seiten des Be-
griffes beleuchtet:

In Bezug auf Inklusion als Organisationsbegriff wurden 
folgende weitere Entwicklungslinien durch die Teilneh-
merInnen gesehen und diskutiert:

•	Inklusion erfordert die Barrierefreiheit der Zugänge zu 
Ausbildungen auf allen Ebenen

•	Inklusion erfordert neue Organisationsformen und 
-techniken

•	Inklusion setzt die Möglichkeit der individuellen As-
sistenz voraus

•	Inklusion muss den Zugang des Einzelnen zu indivi-
duell angepassten Leistungen situationsangepasst 
ermöglichen

 
In Bezug auf Inklusion als gesellschaftliche Vision wurde 
durch die TeilnehmerInnen der Arbeitsgruppe benannt:

… in der beruflichen Ausbildung

Inklusion
als Gesellschaftliche Vision

als Organisationsbegriff
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•	Im Rahmen der Inklusionsdebatte muss der Begriff 
der Leistung neu definiert werden – Stichwort indivi-
duelle Leistung.

•	Gleichfalls muss der Begriff der Geeignetheit für 
bestimmte Ausbildungen überdacht werden.

•	Inklusion erfordert die Zusammenarbeit aller gesell-
schaftlichen Akteure auf Augenhöhe.

 
Übergreifend wurde von den TeilnehmerInnen der Ar-
beitsgruppe die Frage der gleichen individuellen Rech-
te eines jeden Menschen thematisiert. Im Mittelpunkt 
stand dabei, dass Bedingungen gegeben sein müssen, 
welche die Wahrnehmung der individuellen Rechte durch 
jeden Menschen zu jeder Zeit sichern. Dazu gehört ins-
besondere eine umfassende Information eines jeden 
Menschen zur Entwicklung von individuellen Handlungs-
alternativen und damit auch zu Wahlmöglichkeiten. Es 
kommt also nicht darauf an, Handlungen eines Men-
schen vorzuplanen, sondern ihm Wissen als Grundlage 
für eigene Entscheidungskompetenz zu vermitteln.

Im Rahmen der Diskussion wurde auch die Bedeutung 
des situationsbedingten Lernens als Motivationselement 
angesprochen.

Zusammenfassend hat die Arbeitsgruppe festgestellt, 
dass schon viele Elemente einer inklusiven Gesellschaft 
und damit einer inklusiven beruflichen Ausbildung vor-
handen sind. Es ist jedoch noch ein weiter Weg bis diese 
Elemente zu einem Ganzen zusammengesetzt und damit 
unumstrittene Lebenswirklichkeit sind.

Wir sind auf dem Weg!

Der Workshop „Inklusion konkret ... in der beruflichen 
Ausbildung“ wurde moderiert von 
 
Ulrich Thorhauer 
Leiter der Beruflichen Schule für Sozialwesen
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Was ist Alltag?
Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen der Arbeitsgruppe 
definierten dies als die regelmäßig wiederkehrenden Tä-
tigkeiten im Tages- und Jahresablauf wie Aufstehen, Ar-
beit/ Beschäftigung, Freizeit/ Urlaub, Schlaf einschließ-
lich dazugehörender Gewohnheiten und Rituale. 

oder auch 
Alltag ist das Leben

 
Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen, die Erfahrungen 
mit Einrichtungen und Diensten der Behindertenhilfe 
haben, stellten dar, dass auch die Unterstützungs- und 
Assistenzleistungen, die die Nutzer und Nutzerinnen auf-
grund ihrer Behinderung und/oder Erkrankung benöti-
gen, ein wesentliches Element in ihrer Alltagsgestaltung 
darstellen.

Als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind sie bestrebt, 
ihre Einrichtung bzw. die Nutzer und Nutzerinnen in das 
gemeinschaftliche und gesellschaftliche Leben im Sozi-

alraum einzubringen. Dabei stoßen sie oft auf Hindernis-
se folgender Art:

Einstellungsbedingte Barrieren 
Die Einrichtungen bzw. die Nutzer und Nutzerinnen wer-
den mit ihren Anliegen und Wünschen nicht ernst ge-
nommen oder auch abgelehnt. 

Barrieren bei der Zugänglichkeit
Ausdünnung des ÖPNV, fehlende Niedrigflurbusse, feh-
lende Informationen in Leichter Sprache, Gebäude ohne 
Rampen und/ oder Aufzüge, fehlender Netzausbau im 
Bereich von Internet und Telekommunikation und ande-
res mehr.

Bürokratische Barrieren
Für Einrichtungen besteht eine Vielzahl von Vorschriften 
und Kontrollgremien, die mitunter im Spannungsverhält-
nis zur Schaffung innovativer Angebote aber auch der 
Selbstbestimmtheit, Wünschen und Wahlmöglichkeiten 
der Nutzer und Nutzerinnen stehen.

… im Alltag
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Aus den Beiträgen und der Diskussion entwickelte die 
Arbeitsgruppe folgende Maßnahmen und Forderungen:

„Inklusion beginnt im Kopf“
Inklusion ist ein gesellschaftliches Thema. Vorausset-
zung für die Implementierung in den Alltag ist Aufklärung 
und Bewusstseinsbildung bei Entscheidungsträgern, 
Verwaltungshandelnden und Mitgliedern der Zivilgesell-
schaft. So sind diese in künftige Fachtage einzubinden. 
Daraus können für den Prozess der Inklusion Unterstüt-
zer auf allen Entscheidungs- und Handlungsebenen ge-
wonnen werden. Aufgabe der Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen in den Einrichtungen und Diensten der AWO ist 
es dabei, die Nutzer und Nutzerinnen bei der Einforde-
rung ihrer Rechte zu unterstützen.

Die strukturellen Gegebenheiten im Land Bran-
denburg wirken auf alle Einwohner.
Wenn Inklusion beinhaltet, wie eine Gesellschaft sich 
aufstellt, damit alle ihre Mitglieder unabhängig ihrer indi-
viduellen Voraussetzungen umfassend teilhaben können, 
ist eine umfassende Daseinsvorsorge in allen Kommu-
nen zu fordern. Dazu gehören unter anderem öffentlich 
zugänglicher barrierefreier und bezahlbarer Wohnraum 

mit dazugehörigen Versorgungsleistungen, Einrichtun-
gen zur gesundheitlichen Versorgung, Transport- und 
Verkehrsmöglichkeiten, Arbeitsangebote sowie Zugang 
zu Medien und Kommunikationssystemen.

Im Zuge einer zügigen und bürgernahen Bear-
beitung und Entscheidung von Anträgen sind die 
Kommunen mit den entsprechenden Kompeten-
zen und Finanzen auszustatten.
Dabei ist eine landesweit einheitliche Auslegung der Be-
stimmungen und Vorschriften sicherzustellen.

Perspektivisch muss Inklusion so selbstverständlich 
werden, dass die Benennung überflüssig wird.

Der Workshop „Inklusion konkret ... im Alltag“ wurde 
moderiert von 
 
Annette Weegh 
Referentin für Behindertenhilfe / psychosoziale Hilfen 
/ Sucht / Gesundheit / Fördermittelmanagement beim 
AWO Landesverband Brandenburg e.V.

Fazit
Inklusion beginnt im Kopf.
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Zusammenfassung und Ausblick

Wolfgang Luplow 
Geschäftsführer AWO RV Brandenburg Süd e.V.

Rückblickend auf die verschiedenen Beiträge und Work-
shop-Ergebnisse des Inklusionsfachtages formulierte 
Wolfgang Luplow – Geschäftsführer des AWO Regional-
verbandes Brandenburg Süd e.V. – Schlagworte und Ein-
drücke, die er an diesem Tag mitnahm. 

Allem voran stand die Erkenntnis, dass Inklusion kein 
außerhalb stattfindender Prozess ist. Der inklusive Ge-
danke muss ein inhärentes Merkmal der Gesellschaft 
werden – ihr ganz selbstverständlich „innewohnen“. Es 
muss normal werden, anders zu sein – in welcher Form 
und Ausprägung auch immer.

Dabei darf die Debatte um eine inklusive Gesellschaft 
allerdings keinesfalls auf eine zweiseitige Medaille – 
schwarz oder weiß, gut oder schlecht – reduziert wer-
den. Der Prozess der Inklusion verläuft vielseitig und 
unter Einfluss verschiedener Meinungen und Herange-
hensweisen.

Im weiteren Verlauf stellen sich verschiedene grundle-
gende Fragen: Ist es nicht sinnvoll, unsere Worte und 
Bezeichnungen zu überdenken – von dem Gedanken 
„alle Menschen sind gleich“ zu „alle Menschen sind an-
ders“, von der Definition „Menschen mit Behinderungen“ 
zu „Menschen mit besonderen Bedürfnissen“? Erfasst 
der Begriff Zugänglichkeit nicht nur einen Teil der Bar-
rierefreiheit? So kann ein Mensch mit Sehbehinderung 
eine zugänglich gestaltete Gaststätte zwar betreten, die 
Barriere beim Lesen der Speisekarte bleibt jedoch be-
stehen.

Zudem ist die Frage zu klären, wie sich die ganz kon-
kreten Voraussetzungen für die Entstehung einer inklu-
siven Gesellschaft darstellen. Dabei fordert Inklusion 
zunächst Haltung, also eine inklusive Kultur, die die Re-
flexion eigener Überzeugungen und Werte voraussetzt. 
Hinzu kommt die Übersetzung einer inklusiven Haltung 
in entsprechende Handlungsmuster. Wenn die Haltung 
nur bis Sonntagabend auf dem Talksofa reicht und am 
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Montag wieder Bordsteinkanten und separierende Sys-
teme genehmigt werden, ist es noch ein weiter Weg.

Und auch unmittelbar in den sozialen Einrichtungen und 
Diensten muss Inklusion ganz selbstverständlich mitge-
dacht werden. Inklusion verlangt verschiedene Professi-
onen in dynamischen Verhältnissen, die Entwicklung von 
Kooperationsstrukturen. Im Umkehrschluss zur Öffnung 
der Regeleinrichtungen gegenüber Menschen mit beson-
deren Bedürfnissen ist es gleichermaßen ratsam, dass 
sich Sondersysteme auch der Regel öffnen – dann sind 
sie nichts Besonderes mehr.

Perspektivisch ist festzuhalten, dass Inklusion zum Leit-
prinzip für alle Menschen werden muss, um der Viel-
fältigkeit wertschätzend und respektvoll begegnen zu 
können. Grenzen müssen überschritten und neu aus-
gehandelt werden, damit die Vision von einer inklusiven 
Gesellschaft in die Realität umgesetzt werden kann.

Wolfgang Luplow 
Geschäftsführer AWO RV Brandenburg Süd e.V.

Wolfgang Luplow 
Geschäftsführer AWO Regionalverband Brandenburg Süd e.V.

INKLUSION HEISST FÜR MICH ...
„Keine ∆*“

*keine Unterschiede

Zuerst wird Neues belacht, dann wild bekämpft und 
plötzlich ist es selbstverständlich und man war schon 
für immer dafür. Artur Schopenhauer 
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Informationen in 

Leichter Sprache

Leicht verständliche Ausdrucksweisen  

gewinnen an Bedeutung, denn niemand soll 

durch sprachliche Barrieren ausgegrenzt 

werden. Damit alle alles verstehen können, 

was die Inhalte der Tagung waren, haben wir 

die Tagungsdokumentation vom Büro  

Leichte Sprache übersetzen lassen.
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In Brandenburg leben viele Menschen mit Behinderungen.

Sie werden oft benachteiligt.

Zum Beispiel:

•	Sie leben in Heimen. 

•	Andere Leute bestimmen über ihr Leben.

•	Sie bekommen keine Arbeit.

Das soll anders werden.

Die AWO hat deshalb eine Tagung gemacht. 

Dort haben sich viele Leute von der AWO getroffen. 

Sie haben über die Probleme gesprochen.

Und über diese Sachen:

•	 Was bedeutet Behinderung?

•	 Welche Hindernisse gibt es für Menschen mit Behinderungen?

•	 Was bedeutet Inklusion?

•	 Die gleichen Rechte für alle Menschen. 

•	 Wo muss man etwas ändern,  
damit alle Menschen besser leben können?

•	 Wie kann man etwas ändern?

Die wichtigsten Sachen von der Tagung in leichter Sprache
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In unserem Land unterscheidet man oft zwischen 

normal sein und behindert sein. 

Dabei sind immer mehr Menschen der Meinung: 

Oft wird man behindert.

Zum Beispiel: 

Für Rollstuhl-Fahrer sind Treppen ein Hindernis. 

Sie können dann nicht in das Gebäude kommen. 

Wenn es aber Rampen oder Aufzüge gibt, 

können Rollstuhl-Fahrer überall hinkommen.

Menschen sind verschieden. 

Menschen haben verschiedene Bedürfnisse.

Das ist ganz normal. 

Jeder Mensch ist einzigartig. 

Und jeder Mensch ist wichtig. 

Jeder Mensch soll die Unterstützung bekommen, 

die er braucht.

Dann können alle Menschen ganz normal leben.

Was bedeutet Behinderung?
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Für viele Menschen gibt es noch Hindernisse. 

Deshalb sind sie von vielen Sachen ausgeschlossen.

Zum Beispiel:

•	 Viele Menschen können Busse und Bahnen nicht nutzen.  
 
Denn sie können dort nicht gut einsteigen.

•	 Kinos und Theater haben meistens viele Stufen.  
 
Für Menschen mit Geh-Problemen ist das schwierig.

•	 Es gibt kaum Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen.

Das soll anders werden. 

Alles soll barriere-frei sein.

Das bedeutet: Hindernisse werden abgebaut. Dann kann jeder Mensch ohne frem-
de Hilfe alles benutzen.

Zum Beispiel:

•	 Wohnungen sollen umgebaut werden.  
 
Dann können alte Menschen besser darin leben.  
 
Und Rollstuhl-Fahrer können besser darin leben.

•	 Angebote für die Gesundheit sollen so sein,  
 
dass jeder gut versorgt ist.

Welche Hindernisse gibt es für Menschen mit Behinderungen?
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•	 Informationen sollen so sein,  
 
dass jeder Mensch alles verstehen kann.  
 
Zum Beispiel soll es mehr Informationen  
 
in Blinden-Schrift oder in Leichter Sprache geben.

Es soll überall weniger Hindernisse geben. 

Nur dann kann jeder Mensch in der Gemeinschaft mitmachen. 

Und ein unabhängiges Leben führen.

 
Inklusion bedeutet:

Alle Menschen sind selbstverständlich in der Gemeinschaft dabei. 

Niemand wird ausgeschlossen. 

Niemand wird benachteiligt.

Inklusion bedeutet auch: 

Jeder Mensch kann in der Gesellschaft mitbestimmen.

Noch wissen viele Menschen nichts über Inklusion. 

Deshalb muss man noch mehr darüber reden. 

Was bedeutet Inklusion?
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Es gibt einen besonderen Vertrag. 

Dieser Vertrag hat den Namen: 

UN-Behinderten-Rechts-Konvention.

In dem Vertrag geht es um die Rechte von Menschen mit Behinderungen. 

Sie sollen die gleichen Rechte haben wie jeder andere Mensch.

Den Vertrag haben viele Länder gemeinsam gemacht. 

Den Vertrag gibt es seit dem Jahr 2006. 

Deutschland hat den Vertrag unterschrieben. 

Die Rechte aus dem Vertrag müssen in Deutschland angewendet werden.

Das Ziel ist:

•	 Jeder Mensch kann überall in der Gesellschaft mitmachen. 
 
Niemand wird ausgeschlossen. 

•	 Jeder Mensch entscheidet selbst darüber, 

•	 wie er leben möchte.

•	 Jeder Mensch bekommt die gleichen Möglichkeiten.

Viele Menschen kennen den Vertrag noch nicht. 

Deshalb muss der Vertrag noch bekannter werden.

Die gleichen Rechte für alle Menschen
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In vielen Bereichen muss sich etwas ändern. 

Damit alle Menschen besser leben können.

Hier sind einige Beispiele: 
 
 
 
 
Kinder mit und ohne Behinderung sollen 

in die gleichen Kinder-Tages-Stätten gehen.

Die Erzieher und Erzieherinnen werden dafür gut ausgebildet. 

Kinder lernen hier, wie man aufeinander Rücksicht nimmt.

Viele Kinder-Tages-Stätten wissen schon viel darüber, 

wie Kinder mit und ohne Behinderung gut gemeinsam aufwachsen.

Sie können anderen Kinder-Tages-Stätten davon berichten. 

Sie können andere Kinder-Tages-Stätten beraten. 
 
 
 
 
Kinder mit und ohne Behinderung sollen 

in die gleiche Schule gehen. 

Die Lehrer und Lehrerinnen werden gut ausgebildet. 

Dann können sie alle Kinder gut gemeinsam unterrichten.

Wo muss sich etwas ändern?

In Kinder-Tages-Stätten

In Schulen
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Es soll mehr Ausbildungs-Plätze für Jugendliche mit Behinderungen geben.

Es soll mehr Arbeits-Möglichkeiten für Menschen mit Behinderungen geben.

Zum Beispiel in Betrieben und Büros. 
 
 
 
 
Es gibt noch viel mehr Bereiche, 

in denen sich etwas ändern soll.

Zum Beispiel im Gesundheits-Bereich. 

Oder im Alltag. 

Das Ziel ist immer:

Jeder Mensch gehört zur Gemeinschaft dazu. 

Niemand wird ausgeschlossen.

Jeder kann mitentscheiden. 

Jeder entscheidet selbst, wie er leben möchte. 

Manche Menschen brauchen dabei Unterstützung. 

Es soll mehr Unterstützungs-Angebote geben. 

Und mehr Beratungs-Stellen.

Bei der Arbeit

Im Alltag
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Verschiedene Menschen sollen miteinander reden 

und zusammenarbeiten. 

Zum Beispiel:

•	 Politiker und Politikerinnen

•	 Menschen mit Behinderungen

•	 Vereine, die Unterstützungs-Angebote machen

•	 Leute aus der Verwaltung

•	 Firmen und Betriebe

Alle überlegen, was man besser machen kann. 

Sie denken über ihre eigene Meinung nach.

Zum Beispiel: Wie gehen sie selbst mit benachteiligten Menschen um? 

Sie prüfen, wo Menschen benachteiligt werden.

Und wo man Hindernisse abbauen muss.

Sie planen Angebote, die für alle Menschen hilfreich sind.

Die AWO unterstützt Menschen, die benachteiligt werden.

Die AWO ist für eine Gemeinschaft, 

in der alle Menschen gut leben können.

Wie kann man etwas ändern?
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INKLUSION HEISST FÜR MICH ...





Gefördert durch das Ministerium  

für Arbeit, Soziales, Frauen und Familie

Arbeiterwohlfahrt Landesverband Brandenburg e.V. 

Kurfürstenstraße 31 

14467 Potsdam


